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In Afghanistan scheint sich die 
Debatte weniger um den Aufbau 
einer verlängerten Wertschöp-

fungskette zu drehen, sondern es sol-
len vor allem mit Hilfe des extrak-
tiven Abbaus von Rohstoffen Devisen 
ins Land geholt werden. Das südasi-
atische Land ist nicht nur aufgrund 
der Lithium-Funde als Rohstoffpart-
ner interessant, sondern es beheimatet 
laut geologischen Berichten weitere 
Ressourcen, die die deutsche Industrie 
für ihre Produktion benötigt: Seltene 
Erden, Kupfer, Blei, Zink, Eisen und 
andere strategische Metalle. Schon im 
September 2010 bestätigte die Deut-
sche Rohstoffagentur (DERA), die im 
Jahr 2010 gegründet wurde, um im 
Rahmen der Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe (BGR) 
die deutsche Industrie zu beraten, dass 
in Afghanistan „seit längerem bedeu-
tende Reserven an Kupfer- und Eisen-
erz bekannt [sind], die allerdings noch 
nicht bergmännisch entwickelt wur-
den.“ In einem asienweiten Ranking 
der DERA zu Rohstoffreserven belegt 

Afghanistan hinter China, Indonesien 
und Indien den vierten Rang.

Erster deutsch-afghanischer 
Rohstoffdialog

Am 5. Juli 2013 richtete das Bun-
desministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) den ersten deutsch-afgha-
nischen Rohstoffdialog aus. In der 
Begrüßung sowie in weiteren Wort-
beiträgen betonte Gudrun Kopp, par-
lamentarische Staatssekretärin und 
Sonderbeauftragte für Rohstoffe 
beim BMZ, dass die Zusammen-
arbeit mit der deutschen Industrie 
eine gute Gelegenheit für das asia-
tische Land sei. Der Rohstoffsektor 
böte „enorme Chancen, Arbeitsplät-
ze und Wohlstand zu schaffen [und 
somit könne er] einen Beitrag leisten, 
das Land nachhaltig zu entwickeln.“ 
Ihren Vortrag beendete sie mit einer 
Aufforderung an die ebenfalls einge-
ladene deutsche Industrie als poten-
tielle Investoren: „Das Leben ist ris-

kant. Die, die sich zuerst engagieren, 
werden auch als erstes Profite erzie-
len. (…) Deutsche Unternehmen wis-
sen, was zu tun ist und ich kann ih-
nen nur anbieten, ihnen unser Wissen 
und unsere Expertise zur Verfügung 
zu stellen.“

Die Unterstützung der deutschen 
Bundesregierung beim aggressiven 
Werben um Investoren in Afgha-
nistan ist symptomatisch für die Roh-
stoffpolitik der Bundesregierungen 
seit 2005. Die von Minister Niebel 
angestrebte Rohstoffpartnerschaft ist 
dabei ein neues Instrument zur Un-
terstützung der deutschen Industrie 
bei der Beschaffung von industrie-
relevanten Rohstoffen. Im Jahr 2005 
hatte der Bundesverband der Deut-
schen Industrie (BDI) mit seinem er-
sten Rohstoffkongress die Themen 
„Rohstoffknappheit“ und „Versor-
gungssicherheit“ platziert. Aufgrund 
der steigenden Weltmarktpreise für 
einige Schlüsselrohstoffe sorgte sich 
der BDI um die Wettbewerbsfähig-

„Das Leben ist riskant!“
Über eine Rohstoffpartnerschaft zwischen Deutschland und Afghanistan

Michael Reckordt

Die Ankündigung kam für viele überraschend: Bundesentwicklungsminister Dirk Niebel 
äußerte in einem Interview mit der Neuen Osnabrücker Zeitung vom 29. Juni 2013 das 
Interesse an einer Rohstoffpartnerschaft zwischen Deutschland und Afghanistan. „Ins-
besondere im Rohstoffsektor liegen enorme Chancen. Es gibt unterschiedlichste Stoffe, 
wie etwa Lithium und Seltene Erden, die für einen Industriestandort wie Deutschland 
relevant sind“, so der Minister, um dann zu ergänzen: „Voraussetzung ist allerdings, 
dass das afghanische Parlament ein Rohstoffgesetz verabschiedet. Wir versuchen, das 
zu beschleunigen“. Seit Jahren wird Afghanistan immer wieder mit Rohstoffreichtum 
in Verbindung gebracht. Ein internes Papier des Pentagon soll Afghanistan als „das 
Saudi-Arabien für Lithium“ tituliert haben, meldete die New York Times schon am 13. 
Juni 2010. Diese Nachricht folgte ein halbes Jahr nach der Ankündigung der Regierung 
Boliviens, mit Hilfe des Abbaus der eigenen Lithiumvorräte und der Weiterverarbeitung 
eine heimische Industrie aufbauen zu wollen. Lithium gilt aufgrund seines geringen 
Gewichts bei gleichzeitig hoher Energiedichte als eine zentrale Ressource der Zukunft. 
Dem Leichtmetall wird eine hohe Bedeutung für Hochleistungsenergiespeicher und so-
mit für Batterien in der Elektromobilität zugesprochen.



40  |  Südasien 3/2013

Afghanistan

keit des Standortes Deutschland. 
Schon im März 2007 hatte die dama-
lige Große Koalition (aus CDU/CSU 
und SPD) mit den „Elementen einer 
Rohstoffstrategie der Bundesregie-
rung“ erstmals darauf reagiert. 

Die „Elemente einer Rohstoffstrate-
gie der Bundesregierung“ wurden im 

Rahmen des zweiten BDI-Rohstoff-
kongresses veröffentlicht und waren 
die Vorlage für die im Oktober 2010 
verabschiedete „Rohstoffstrategie der 
Bundesregierung“ durch das Bundes-
kabinett, mittlerweile vertreten durch 
die CDU/CSU- und FDP-Fraktion, 
vorgestellt auf dem dritten Rohstoff-
kongress des BDI. Diese Rohstoff-

strategie unterstreicht den klaren Fo-
kus auf freien Handel mit Rohstoffen, 
unter anderem durch die Forderung 
nach weiteren Freihandelsabkommen, 
einer kohärenten Rohstoffdiplomatie 
und der Nutzung von WTO-Klage-
möglichkeiten gegen Staaten, die den 
Export von Rohstoffen reglementie-
ren. Dass es durchaus ökologische, 
menschenrechtliche oder wirtschafts-
politische Gründe haben kann, Ex-
porte von Rohstoffen zu reglemen-
tieren, wird in dieser Argumentation 
außer Acht gelassen. 

Die Rohstoffstrategie der Bun-
desregierung beinhaltet zudem 
eine stärkere Unterstützung der In-
dustrie bei der Diversifizierung 
der Rohstoffquellen, zum Beispiel 
über staatliche Kredite und Inve-
stitionsgarantien, über geologische 
Vorerkundungen und eine verbes-
serte Datenbereitstellung. Zur Be-
ratung wurde die bereits erwähnte 
Deutsche Rohstoffagentur unter 
dem Dach der BGR gegründet. Die 
DERA forscht zu „kritischen Roh-
stoffen“, sprich den Rohstoffen, die 
für die deutsche Industrie von groß-
er Bedeutung und deren Verfügbar-
keit eingeschränkt ist. 

Die verbindliche Verpflichtung zu 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflich-
ten, ökologischen Standards oder die 
generelle Notwendigkeit den absolu-
ten Rohstoffkonsum zu reduzieren, 
werden in der deutschen Rohstoffstra-
tegie nur am Rande thematisiert.Ein 
weiteres Instrument der Bundesre-
gierung sind die bilateralen Rohstoff-
partnerschaften. In ihnen „werden 
außen-, wirtschafts- und entwick-
lungspolitische Zielsetzungen eng 
miteinander verzahnt“, so das Bun-
deswirtschaftsministerium 2010. Im 

Bergarbeiter in einer Kohlenzeche, Afgha-
nistan

Bild: nicolas - سلوكين  
bei flickr.com (CC BY-NC-SA 2.0)

Alokeranjan Dasgupta

Ich bin doch ein Mann

Sobald das Haar des Mannes plötzlich weiß wie Schilfblüten wird,
ertönt die Abschiedsglocke für die letzte Stunde überall im Tempel.
Im Denken und Handeln geschahen so viele Ungereimtheiten,
der Priester sagt, es gibt keinen Grund, das zu bereuen.
Vor seinem Tod ist der Mann schon habilitiert, 
er muss keineswegs nach Bodhgaya gehen, um den
Ahnen zu opfern. Seine Heiterkeit ist unheimlich schön,
er ist jetzt nicht nur gut, mehr noch, er kann
großartig genannt werden.

Mit ähnlichen Gedanken und Vorstellungen bin ich
hierhergekommen in diesen Tempel am Ufer des Ganges.
Als du nach dem Gebet den Tempel verlassen hast
und mich sahst, fielen plötzlich aus deinem Weidenkörbchen
ungebeten blaue Blüten herab, darüber war dein Göttergatte
ein wenig verärgert. Jetzt zerbreche ich mir nicht mehr den Kopf darüber,
das Haar auf meinem Kopf ist schilfblütenweiß geworden.
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Oktober 2011 wurde die erste Roh-
stoffpartnerschaft zwischen der Bun-
desregierung und der Mongolei un-
terzeichnet. Die Federführung für 
die Verhandlungen obliegt dem Bun-
desministerium für Wirtschaft und 
Technologie (BMWi), doch auch an-
dere Ministerien, wie das BMZ oder 
das Bundesumweltministerium sind 
eingebunden. „Schwerpunkte ei-
ner nachhaltigen Zusammenarbeit 
mit der Mongolei sind u. a. die Ver-
besserung der Rohstoff- und Res-
sourceneffizienz, die Umsetzung von 
Umwelt- und Sozialstandards bei 
der Rohstoffgewinnung und -aufbe-
reitung, der Aufbau von Industrie-
clustern einschließlich der Zusam-
menarbeit mit Forschungsinstituten, 
sowie die Verbesserung des Investi-
tions- und Innovationsklimas“, ließ 
das BMWi in einer Pressemitteilung 
vom 13. Oktober 2011 mitteilen. 

In Verbindung mit der Rohstoff-
partnerschaft mit der Mongolei un-
terzeichnete ThyssenKrupp-Vorstand 
Edwin Eichler am 17. Juni 2011 in 
Tavan Tolgoi mit dem MNG Unter-
nehmen Energ y Resources ein Koope-
rationsabkommen über die Lieferung 
von Kokskohle aus der Mongolei nach 
Europa. Ferner wurde ein Milliarden-
vertrag zur Förderung von Kokskohle 
zwischen den Vertretern des deutsch-
australischen Konsortiums aus BBM 
Operta (Mülheim/Ruhr) und Macma-
hon mit dem mongolischen Unterneh-
men Erdenes besiegelt. Die deutsche 
Entwicklungszusammenarbeit flan-
kiert dies unter anderem durch Aus- 
und Fortbildungsprogramme.

Im Februar 2012 folgte eine zwei-
te Rohstoffpartnerschaft mit Kasach-
stan, im Januar 2013 wurde eine 
Rohstoffpartnerschaft mit Chile un-

terzeichnet. Darüber hinaus schei-
nen die Verhandlungen mit Peru 
kurz vor dem Abschluss zu stehen. 
Die von Minister Niebel angedeute-
te Rohstoffpartnerschaft mit Afgha-
nistan wäre die fünfte Partnerschaft 
und würde in diesen Rahmen passen.

Zurückhaltende Industrie

Dies ist der Kontext, in dem der erste 
deutsch-afghanische Rohstoffdialog 
gesehen werden muss. Neben Gu-
drun Kopp als eine der Vertreter/-in-
nen der deutschen Regierung waren 
auch hochrangige Delegierte aus Af-
ghanistan eingeladen. Auf dem Er-
öffnungspodium betonten die beiden 
Minister Dr. Omar Zakhilwal (afgha-
nischer Finanzminister) und Wahi-
dullah Shahrani (afghanischer Mini-
ster für Bergbau, Öl und Gas) die sehr 
großen Chancen, die der Bergbausek-

Einladung zum Mitmachen bei der Alternativen Rohstoffwoche  
vom 12. bis 19. Oktober 2013 

Deutschlands Rohstoffstrategie dient in erster Linie der eigenen 
Versorgungssicherheit. Soziale, ökologische und menschenrechtliche 
Probleme in den Förderländern werden in Kauf genommen, um die 
deutsche Wirtschaft weiter wachsen zu lassen. Kritische Stimmen 
wurden und werden bei der Formulierung und Umsetzung der 
Rohstoffstrategie bislang weitgehend ignoriert.  

Im Zuge der 1. Alternativen Rohstoffwoche wollen zahlreiche 
Nichtregierungsorganisationen daher gemeinsam öffentlich 
auftreten und zentrale Forderungen zur Reform der deutschen 
Rohstoffpolitik kommunizieren. Sie zielen u.a. auf  

1. die Reduktion des Rohstoffverbrauchs Deutschlands; 
2. soziale und ökologische Pflichten deutscher Unternehmen im Bergbau und Rohstoffeinkauf; 
3. eine Demokratisierung der Rohstoffpolitik, in der die Parlamente und die Zivilgesellschaften einbezogen sind. 

Diese und ähnliche Forderungen sollen Teil eines gemeinsam vertretenen Konzepts sein, das in Form eines „Dachflyers“, bei 
gemeinsamer Pressearbeit, in Politikergesprächen etc. veröffentlicht wird. Zugleich geben sie den Rahmen für zahlreiche 
unterschiedliche Veranstaltungs- und Aktionsformen ab (weitere Infos: http://alternative-rohstoffwoche.de). 

Interessierte Organisationen können sich gerne in Form verschiedener Aktivitäten und an verschiedenen Orten (Berlin, Hamburg, 
Köln, …) bei der Rohstoffwoche einbringen, wie z.B. Workshops, Ausstellungen, Veranstaltungen u.a.! 

Bisher haben folgende Organisationen ihr Interesse bekundet, in der einen oder anderen Form bei der Alternativen Rohstoffwoche 
mitzumachen (unverbindliche Liste!): Acud-Kino, AfricAvenir, AG Tschad, Bonn International Centre for Conversion (BICC), Brot 
für die Welt, Christliche Initiative Romero, FIAN, Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika, Friedrich-Ebert-
Stiftung, Heinrich-Böll- Stiftung, Indienhilfe Herrsching, Infostelle Peru, Kampagne Bergwerk Peru, Koordinierungskreis Mosambik, 
Misereor, Ökumenisches Netz Zentralafrika (ÖNZ), philippinenbüro im Asienhaus, PowerShift, Südwind Institut, urgewald. 

Alle weiteren Interessierten sind herzlich eingeladen, sich mit eigenen Ideen und Vorschlägen einzubringen! 
Wer Interesse hat mitzuwirken, kann sich bei Michael Reckordt (michael.reckordt@power-shift.de / 030 428 054 79) melden! 
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tor für ausländische Investoren bietet. 
Bergbauminister Shahrani merkte an, 
dass sein Land sehr gerne eine mög-
liche Rohstoffpartnerschaft mit der 
deutschen Regierung und der deut-
schen Industrie sondieren würde.

Die afghanischen Repräsentant(inn)-
en machten keinen Hehl aus dem, was 
aus ihrer Sicht Hintergrund und Ziel 
dieses Dialogs war und ist: Es ging 
darum, den eigenen Rohstoffreich-
tum anzupreisen, Investoren zu ge-
winnen und durch die damit verbun-
denen Einnahmen unabhängig von 
westlichen Geldgebern zu werden, 
wie unter anderem die geladenen Mi-
nister betonten. Der Kurzvortrag von 
Mohammad Yamma Shams, seiner-
seits Chefberater des Ministers für 
Öffentliche Angelegenheiten, passte 
in diesen Kontext, denn er stellte die 
unterschiedlichen Infrastrukturpro-
jekte des Landes vor. Auffällig an der 
Präsentation war, dass fast alle vorge-
stellten Straßen- und Eisenbahn-Pro-
jekte in den Grenzregionen des Lan-
des lagen. Das knüpfte an die Worte 
des Finanzministers Zakhilwal an, 
der über die Infrastrukturprojekte 
Afghanistan mit der Region und in-
direkt an die europäischen und asia-
tischen Märkte anschließen möch-
te. Afghanistan würde so zu „einer 
Landbrücke zwischen Ostasien, dem 

Nahen Osten und Europa“. Dem 
Rohstoffreichtum sei Dank!

Den eindeutigen Investitionsauf-
forderungen der deutschen und af-
ghanischen Regierungsvertreter/in-
nen kam in vorderster Front vorerst 
nur Bernhard Schlimm nach. Der 
Produktmanager im Bereich Berg-
bau beim deutschen Konzern Wirt-
gen GmbH war nach der kurzfri-
stigen Absage von Prof. Dr. Matthias 
Reimann (Knauf Gips KG) der ein-
zige Industrie-Vertreter auf dem Po-
dium. Sein durchaus als skurril zu be-
wertender Kurzvortrag betonte das 
große Interesse seines Unternehmens 
in Afghanistan zu investieren, indem 
er sich durch eine Bild-Präsentati-
on des Fuhrparks aus den Bereichen 
Bergbau-Equipment – Surface Miner 
und Crusher – sowie durch Straßen-
bau-Fahrzeuge – Planierraupen etc. – 
klickte.

Nach der Mittagspause oblag es an 
Ghazaal Habibyar, Direktorin Poli-
tik im Ministerium für Bergbau, Öl 
und Gas, auf das neue Bergbaugesetz 
einzugehen. Auf Nachfrage aus dem 
Publikum versprach sie, dass die an-
wesenden Berater/innen der Berg-
baubranche und die deutsche Indus-
trie das neue Bergbaugesetz „mit 
jedem anderen Gesetz auf der Welt 

vergleichen [könnten], und sie werden 
zufrieden gestellt sein“. 

Doch trotz diesem Versprechen, 
trotz des durchaus hochrangig besetz-
ten Dialogforums und trotz der Stim-
mungslage wie bei einer Verkaufsver-
anstaltung waren nur wenige Vertreter 
der deutschen Industrie persönlich bei 
diesem eigenartigen Rohstoffdialog 
zugegen. Vor allem Mitarbeitende aus 
dem BMZ, der GIZ und der KfW, po-
litische Beobachter aus Parteien, Stif-
tungen und NGOs sowie vereinzelt 
Fachberater für Bergbauunternehmen 
und Consultant Agencies nahmen an der 
Diskussion teil.

Intransparente Verhandlungen

Die Bundesregierung hat bisher bei 
keiner Rohstoffpartnerschaft die 
deutsche Zivilgesellschaft oder die 
Zivilgesellschaften der Partnerlän-
der sonderlich konsultiert. Verhand-
lungen werden intransparent und auch 
noch ohne Einbindung des deutschen 
Parlaments unter Federführung des 
BMWi geführt. Für Menschenrechts-, 
Umwelt- oder Entwicklungsorgani-
sationen sind die Verhandlungen zu 
keinem Zeitraum beeinflussbar, doch 
ist davon auszugehen, dass der Bun-
desverband der Deutschen Industrie 
eingebunden ist. Ohne das Votum 
der Privatwirtschaft wird das Bun-
desministerium wohl keine Verhand-
lungen führen. Schon in der Vergan-
genheit nahm der BDI in beratender 
Funktion an Treffen des Intermini-
steriellen Ausschusses „Rohstoffe“ 
teil. Vertreter der afghanischen oder 
der deutschen Zivilgesellschaft waren 
bei diesem Rohstoffdialog nicht ein-
gebunden. Die aktuelle Sicherheits-
lage, die Rolle der Taliban, etwaige 
Flächen- oder Wassernutzungskon-
flikte, Menschenrechtsverletzungen, 
Konflikte zwischen der Kleinschür-
ferei und Großtagebergbau, mangeln-
de Entschädigungszahlungen, Ver-
treibungen und Umsiedlungen sowie 
andere kritische Themen wurden gar 
nicht oder nur gelegentlich durch Fra-
gen aus dem Publikum kurzfristig an-

Alokeranjan Dasgupta

Unsichtbare Andeutung

Ein neuer Stern wurde entdeckt,
er ist wirklich sehr alt.
Geformt wurde er nur aus Wasser und Helium –
Hörst du das tatsächliche Alter,

wirst du erschaudern. Ich forschte nach und erfuhr:
Vor mindestens dreizehn oder vierzehn Billionen Jahren
war er entstanden. Wie konnte er 
mit so wenigen Elementen diese lange Zeit überstehen!

Aus sich selbst heraus gibt er kein Licht. Mit gebeugten Knien
müssten wir doch seine Strahlenressourcen für unser Leben aneignen! 
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gesprochen. Die Verkaufsveranstal-
tung sollte nicht gestört, das Bild des 
Rohstoffmarktes Afghanistan nicht 
getrübt werden.

Die afghanische Regierung ver-
spricht internationalen Investoren auf 
der einen Seite größtmögliche Zuge-
ständnisse, auf der anderen Seite ist 
sie auch mit nationalen und internati-
onalen NGOs in einem Dialog. Die-
sen verspricht sie bei der Vorbereitung 
und Implementierung eines umfas-
senden und effektiven Rahmens für 
die extraktive Industrie Maßnah-
men einzubauen, die internationale 

Best Practice bei Sozial- und Umwelt-
standards bieten, wie die NGO Glo-
bal Witness in einer Pressemitteilung 
vom 4. Juli 2013 berichtet. Dieser 
Spagat wird eine große Herausforde-
rung, der nicht allein durch die ange-
strebte Mitgliedschaft Afghanistan in 
der Extractive Industries Transparency Ini-
tiative (EITI) gelöst werden kann.

Forderungen der deutschen 
Zivilgesellschaft

Im Jahr 2008 bildete sich das Netz-
werk AK Rohstoffe, deren Ziel eine 
demokratische und global gerech-

te Rohstoffpolitik ist. Schon im Jahr 
2010 kritisierte der AK Rohstoffe 
in dem Papier „Anforderungen an 
eine zukunftsfähige Rohstoffstrate-
gie“ die Position der Bundesregie-
rung. Trotz den stetigen Verweisen 
auf Menschenrechtsverletzungen und 
Umweltzerstörung in vielen rohstoff-
reichen Ländern, sah sich die Politik 
bislang jedoch nicht dazu gedrängt, 
an ihrer rohstoffpolitischen Strategie 
etwas grundsätzlich zu ändern. Ziel 
ist die sogenannte Rohstoffsicherheit, 
der alle anderen außen- und entwick-
lungspolitischen Ziele untergeordnet 
erscheinen.

Im Sommer 2013 erneuerten Men-
schenrechts-, Umwelt- und Entwick-
lungsorganisationen ihre Kritik. Statt 
einem Weiter so wie bisher fordern 
sie eine absolute Reduktion des Roh-
stoffverbrauchs in Deutschland und 
Europa, verbindliche Regeln für deut-
sche und europäische Unternehmen 
im internationalen Rohstoffgeschäft 
(Transparenz, sozial-ökologische 
Standards, Steuern, Partizipations- 
und Klagemöglichkeiten für Opfer 
von Menschenrechtsverletzungen) 
und eine demokratische Einbindung 
von Parlamenten und Zivilgesell-
schaft anstatt eines privilegierten Zu-
gangs zu politischen Entscheidungen 
für die Industrievertreter. Vorschläge 
zu einer alternativen Rohstoffpolitik 
liegen vor, müssen aber von der Zivil-
gesellschaft in Deutschland noch viel 
entschlossener und koordinierter vor-
gebracht werden. Einen Beitrag dazu 
soll die erste, deutschlandweite „Al-
ternative Rohstoffwoche“ (Informa-
tionen und Programm findet sich auf: 
http://alternative-rohstoffwoche.de) 
vom 12. bis 19. Oktober 2013 leisten, 
an dem sich viele Organisationen be-
teiligen und sich weitere gerne betei-
ligen können.

Zum Autor

Michael Reckordt arbeitet als Koordinator des 
AK Rohstoffe bei PowerShift e.V. zur deut-
schen Rohstoffpolitik. Der Verein ist Mitver-
anstalter der „Alternativen Rohstoffwoche“.

Einladung zur Internationalen Afghanistan-Konferenz 
Strasbourg, 11. bis 13. Oktober 2013

„Die Afghan(inn)en sind zutiefst müde vom Krieg, sie sind des Krieges 
abgrundtief überdrüssig.“, schreiben Reiner Braun, Geschäftsführer der 
International Association Of Lawyers Against Nuclear Arms (IALANA, 
www.ialana.de) und Kristine Karch, Kommission für Frieden und Freiheit 
in Afghanistan. Zusammen mit weiteren Friedensaktivist(inn)en, darun-
ter Karim Popal, dem sogenannten „Kundus-Anwalt“, besuchten sie im 
Mai diesen Jahres Afghanistan. „Ein Schrei nach Frieden“ wählten sie als 
Überschrift für ihren Reisebericht.

Jetzt arbeiten sie zusammen mit weiteren Friedensbewegten an der Vor-
bereitung für die internationale Konferenz „Afghanistan 2014 – Heraus-
forderung für Frieden und Entwicklung“ in Strasbourg vom 11. bis 13. 
Oktober. (IALANA – Büro Berlin, Marienstr. 19/20, 10117 Berlin, 030/20 
65 48 57)

Vergangenes Jahr im Oktober fand der erste internationale Friedens-
kongress dieser Art in Bonn statt. Die in Deutschland lebenden Exil-
Afghan(inn)en halten oft Kontakt in ihre Heimat. Sie sind bzw. waren 
häufig auf den gegensätzlichen Seiten des Konflikts engagiert. Trotz-
dem legten sie in Bonn den Gründungsstein für einen gemeinsamen 
Dachverband. Jetzt sind alle, die dabei mitmachen wollen, eingeladen, 
in Strasbourg über den Frieden in Afghanistan zu diskutieren.   

„2014 kann das entscheidende Jahr für die zukünftige Entwicklung Af-
ghanistans werden. Der Krieg in Afghanistan hat einen schrecklichen 
Tribut von der afghanischen Bevölkerung gefordert. Man kann sicher 
behaupten, dass über die letzten 33 Jahre kein/e Afghane/in in oder 
außerhalb Afghanistans sich den Auswirkungen des Krieges entziehen 
konnte“, heißt es im Einladungsschreiben weiter. Anmelden kann man/
frau sich über registration@afghanistanprotest.eu und weiterführende 
Informationen sowie das Programm in verschiedenen Sprachen sind zu 
finden unter: www.afghanistanprotest.eu.


